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VON ALEXANDRA KUNZE

Ein kurzer Blick über denBrillen-
rand und die resolute Dame
weiß, wie sie den Sonntagsan-
sturm im Vermietungsbüro der
Howoge-Gesellschaft in Hohen-
schönhausen bewältigt: Sie sor-
tiert die Kunden nach der Zahl
der gewünschten Zimmer in der
Wohnung, zieht die passenden
Wohnungsangebot aus einem
schwarzen Ordner – und berät
dann fünf Leute gleichzeitig.
Und zwar schnell und in stereo –
nur keine Zeit verlieren. Eines al-
lerdings vergisst die Frau bei ih-
rem Vermittlungsspurt: den
Energieausweis. „Der ist nur für
Hausbesitzer und Wohnungs-
käufer, nicht für Wohnungsmie-
ter“, wiegelt sie die Nachfrage
hastig ab. „Ist erst ab nächstem
Jahr Pflicht.“

Das sind gleich zwei falsche
Auskünfte auf einmal. Denn
schon seit Januar hat jeder Woh-
nungssuchende das Recht auf
Einblick in den Energieausweis –
und zwar bei allen Wohnungen.
Dank des Ausweises soll er ab-
schätzen können, wie viel Ener-
gie die potenzielleWohnung ver-
braucht. Und welche Nebenkos-
ten später auf ihn zukommen
können.

Der Ausweis soll also dabei
helfen, sich für eine gut isolierte
Wohnung zu entscheiden. Und
das gilt wiederum als Anreiz für
die Vermieter, ihre Altbauten or-
dentlich zu dämmen. Was auch
für das Klima wichtig ist.
Schließlich ist laut EU-Kommis-
sion der Gebäudesektor „der
größte Energieverbraucher und
Verursacher von CO2-Emissio-
nen in der EU“ und verantwort-
lich für „rund 40 Prozent des
Endenergieverbrauchs und der
Kohlendioxidemissionen“. Gera-
de hier gebe es „ein erhebliches,
nicht ausgeschöpftes Potenzial
für kostenwirksame Energieein-
sparungen“: Rund ein Viertel
dieser Energie – und damit des
CO2-Ausstoßes – könnte bis 2020
eingespart werden. Darum hat
die EU über eine Richtlinie den
Ausweis zur Pflicht gemacht.

Doch ein Test der taz bei den
sechs städtischen Wohnungs-
baugesellschaften zeigt: Das mit
dem Energieausweis klappt oft
noch nicht so, wie es sollte. Für
den Test gabenwir uns als durch-
schnittlich informierte Woh-
nungssuchende aus und fragten
nach dem Ausweis. Nur einmal
lief alles glatt. In fünf von sechs
Fällen fielen die Gesellschaften
durch den Test. Wo es eine gute

Bera-
tung hät-
te geben
müssen, stie-
ßen wir auf Inkom-
petenz, Ahnungslo-
sigkeit und Desinteres-
se (siehe Text unten).

Zu der Falschbera-
tung in Hohenschön-
hausen sagt Howoge-
Sprecherin Angela Reute:
„Es ist möglich, dass wir
unsere Wohnungspräsenta-
toren nicht stark genug für das
Thema sensibilisiert haben.“
Doch das Problem liegt nicht nur
bei einzelnen Mitarbeitern, son-
dern auch bei verbraucherfeind-
lichen Vorgaben aus der Zentra-
le. Etwa bei der Gewobag. Die
weigert sich, den Wohnungssu-
chenden den Ausweis per E-Mail
oder Fax zu übermitteln, einzig
ein Blick darauf ist möglich.
Sprecher Volker Hartig: „Wir hal-
tenunshier engandenGesetzes-
text.“ Und da heißt es, der Aus-
weis sei „zugänglich zu machen“.
Dass das in einer besonders kun-
denfreundlichen Form ge-

schieht,
schreibt die Ver-
ordnung nicht ausdrück-
lich vor. Die Wohnungssuchen-
denmüssen bei der Howoge per-
sönlich in die Verwaltung gehen.
Dort bekommen sie keine Kopie
des Ausweises, sondern müssen
sich die Daten abschreiben.

Auch in der Senatsverwaltung
für Stadtentwicklung ist das Pro-
blem bekannt: „Die Mieter er-
warten teilweise, dass ihnen der
Energieausweis bei der Besichti-
gung ausgehändigt wird“, sagte

eine Mitar-
beiterin der Bauaufsichtsabtei-
lung jüngst imAusschuss für Ge-
sundheit, Umwelt und Verbrau-
cherschutz. Doch die Rechtslage
sei eindeutig: „Dazu sind die Ver-
mieter nicht verpflichtet.“

Zwar wollte die Bundesregie-
rung ursprünglich das Recht auf
eine Ausweiskopie in der Verord-
nung festschreiben. Doch das

Zu viel Energie für einen Ausweis
Seit Januar soll der Energieausweis bei der Wohnungssuche helfen: Er zeigt, wie gut eine Wohnung gedämmt ist. Doch der
taz-Test ergibt: Bis zum Ausweis ist es oft ein Hürdenlauf, viele Wohnungsbaugesellschaften informieren ihre Kunden falsch

strich der
Bundesrat im Juni
2007 – auchmit den

Stimmen des Landes
Berlin. Richard Meng, Sprecher
des Regierenden Bürgermeisters
KlausWowereit (SPD): „Es soll der
Privatautonomie überlassen
bleiben, ob eine Kopie ausgehän-
digt wird oder nicht.“Mieter und
Vermieter sollen das also direkt
miteinander aushandeln. Doch
dabei gibt es keineWaffengleich-
heit. Schließlich will der Woh-
nungssuchende bei der Bewer-
bung um eine Wohnung einen

guten
Eindruck hin-

terlassen und
nicht mit Forde-
rungen nach ei-
ner Ausweisko-

pie als Querulant auf-
treten. Der Berliner Mie-

terverein hält den Umstand,
dass die Vermieter dem Woh-
nungssuchenden auf dem Weg
zum Ausweis so viele Steine in
denWeg legen dürfen, für „einen
der Mängel des Systems“, so der
stellvertretende Geschäftsführer
RainerWild.

Laut dem SPD-Abgeordneten
RalfHillenberg sollen künftig zu-
mindest die städtischen Woh-
nungsbaugesellschaften dazu
verpflichtet werden, den Ener-
gieausweis künftig in den Haus-
infokästen auszuhängen. Und
die EU-Kommission arbeitet an
einer Verschärfung der entspre-
chenden Richtlinie. Denn so wie
Deutschland das umgesetzt hat,
„wird der volle Zweck des Ener-
gieausweises nicht erreicht“, sagt
Katrin Abele, Sprecherin der Ver-
tretung der EU-Kommission in
Berlin. In Zukunft soll die ent-
scheidende Kennzahl aus dem
Ausweis dann bereits in allen
Wohnungsanzeigen genannt
werden. DieMieter sollen spätes-
tens bei Unterzeichnung des
Mietvertrags auch eineKopie des
Ausweises bekommen.

DieWohnungsbaugesellschaft
Stadt und Land dagegen will
nicht auf eine gesetzliche Rege-
lung warten. Sie setzt schon jetzt
auf Transparenz und ein unbü-
rokratischesVerfahren. Bei unse-
rem Test erhalten wir nach nur
einem Anruf den Energieaus-
weis schnell und völlig unkomp-
liziert per E-Mail. Geschäftsfüh-
rer Michael Niestroj: „Jeder Ver-
waltungsmitarbeiter hat auf die
Energieausweise Zugriff und
kann sie bei Bedarf versenden.“
Auch die Howoge will künftig
freiwillig einen Großteil der Aus-
weise in den Infokästen imHaus-
flur ausstellen. Dort kann sie
dann jeder Wohnungssuchende
bei der Besichtigung sehen. So
leicht kann also Verbraucherin-
formation und Umweltschutz
gehen –wennmandas dennwill.

Der Test: Für unsere Stichprobe
suchen wir im Internet nach ei-
nerpassendenWohnungundzie-
hen dann zu zweit los. Dabei ge-
ben wir uns als durchschnittlich
informierte Wohnungssuchende
aus, die irgendwo mal etwas von
einer „Energiebescheinigung“
oder so gelesen haben. Wir wis-
sen nicht wirklich, was das ist,
fragen aber neugierig nach.
DieKriterien:UmdenTest zube-
stehen, dürfen die Vertreter der
Wohnungsbaugesellschaften
uns nichts Falsches über den En-
ergieausweis sagen. Sie müssen
ihn uns außerdem entweder
selbst zeigenoderunsaneinean-
dere Stelle verweisen, wo wir ihn
sehen können.
Kandidat 1: Gesobau. In dem sa-
nierten Altbau relativiert die Au-
ßenmitarbeiterin den Nutzen
des Energieausweises: „Der ist
für Sie wirklich irrelevant.“ Nur
der Eigentümer brauche ihn
beim Verkauf der Wohnung. Der

Pressesprecher versucht es hin-
terher zu retten: Das sei wohl ein
Missverständnis gewesen.
Fazit: Nix da – das war eine klare
Falschauskunft!

Kandidat 2: WBM. Die Beraterin
im Servicecenter Friedrichshain
ist ratlos: Der Energieausweis sei
im Computer, aber sie käme
nicht dran. „Das hat bisher noch
nie geklappt.“ Die Pressestelle
hält dagegen: „Wir haben den En-
ergieausweis, und der wird auf
Wunsch ausgedruckt.“ Doch just
an diesemeinen Tag habe es eine
Generalwartung des EDV-Sys-
tems gegeben.
Fazit: Zufälle gibt es!

Kandidat 3: Degewo.Der Berater
im Kundenzentrum Marzahn
wiegelt unsere Frage nach dem
Energieausweis ab: „Ach, den
brauchen Sie überhaupt nicht.“
Wir gehen mit leeren Händen.
Die Pressestelle meint dazu hin-

terher: „Sie können nie für jeden
Mitarbeiter die Hand ins Feuer
legen.Aberwirwerdendarauf re-
agieren und Gespräche im Kun-
denzentrum anleiern.“
Fazit:Kann janurbesserwerden!

Kandidat 4: Howoge. In der Ho-
henschönhausener Sonntagsver-
mietung hagelt es falsche Infor-
mationen: Der Energieausweis
sei nicht für Wohnungsmieter
bestimmt und erst ab 2010
Pflicht. Zumindest werden wir
auch an die Verwaltung verwie-
sen. Die schickt uns den Ausweis
dann per E-Mail zu.
Fazit: Falsche Beratung; wenigs-
tens habenwir den Ausweis!

Kandidat 5: Gewobag. Der Ener-
gieausweis für die Kreuzberger
Zwei-Zimmer-Wohnung sei in
der Verwaltung einsehbar, sagt
der Außenmitarbeiter bei der Be-
sichtigung.Herausgebenmöchte
man das Papier dort aber nicht.

„Ach, den brauchen Sie überhaupt nicht“
Der taz-Test im Überblick: Ein Wochenende auf der Suche nach Wohnungen und passenden Energieausweisen

„Wir haben uns gegen die Über-
mittlung über Mail oder Fax ent-
schieden“, sagt der Unterneh-
menssprecher. Sonst sei die Be-
treuung der Kunden bei Ver-
ständnisfragennicht gewährleis-
tet.
Fazit: Echte Servicewüste – vom
mündigen Kunden hat man hier
wohl noch nichts gehört!

Kandidat 6: Stadt und Land. Die
modernisierte Zwei-Zimmer-
Wohnung im Süden Neuköllns
hat ein paar Schmankerl zu bie-
ten: Aufzug, Balkon, doppelt ver-
glaste Fenster. Die Vertreterin
der Wohnungsbaugesellschaft
meint, den Energieausweis wür-
den wir in der Verwaltung be-
kommen. Wir rufen dort an, und
zwölf Minuten später liegt er im
E-Mail-Postfach.
Fazit: Genauso sollte es sein –
eindeutiger Testsieger!
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Seit Anfang des Jahres hat jeder
Wohnungssuchende das Recht,
vom Vermieter Einblick in den
Energieausweis zu erhalten.
Vorher galt das nur für Wohnun-
gen mit bestimmten Baujahren.
Der Ausweis soll dem Mieter da-
bei helfen, den Energiever-
brauch von Wohnungen zu ver-
gleichen. Dazu ist der entspre-
chende Kennwert auf einer von
grün bis rot reichenden Skala
aufgetragen. Es gibt zwei Arten,
den Ausweis zu erstellen. Für
Gebäude mit fünf oder mehr
Wohnungen genügt ein Ver-
brauchsausweis. Dieser gibt
Auskunft über den tatsächlichen
Energieverbrauch des Vormie-
ters. Für Gebäude bis vier Woh-
nungen muss ein Bedarfsaus-
weis erstellt werden. Er liefert
Angaben zur energetischen
Bauweise des Hauses. AKU

DER ENERGIEPASS

Für die Durchsetzung der Ener-
gieeinsparverordnung sind in
Berlin die Bezirke zuständig.
Doch in den sechs Bezirken, die
die taz anfragte, gab es bislang
noch kein einziges Bußgeld. So
erklärt zum Beispiel Pankows
Wirtschaftsstadtrat Michail Nel-
ken (Linkspartei): „Eine behörd-
liche Kontrolle ist rechtlich nicht
zwingend vorgegeben und er-
folgt unsererseits nicht.“ Erst
wenn ein Bürger sich darüber
beschweren würde, dass er trotz
Nachfrage keinen Energieaus-
weis gesehen hat, würde das
Bezirksamt tätig werden. So ent-
steht ein Teufelskreis: Die Be-
zirksämter kontrollieren nicht,
ob die Vermieter einen Energie-
ausweis besitzen. Die Makler in-
formieren die Mieter falsch. Die
Mieter wiederum kennen ihre
Rechte nicht und wissen darüber
hinaus nicht, wo sie sich be-
schweren können. Auf diese
Weise bleibt alles so, wie es ist –
zulasten der Mieter und der Um-
welt. HEI
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